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Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass ein Bebauungsplan, der nicht aus einem FNP 

entwickelt wurde, gem. § 10 Abs. 2 i. V. m. § 8 BauGB der Genehmigung durch die 

Kreisverwaltung bedarf. 

 

 

Die Untere Naturschutzbehörde weist darauf hin, dass wie in den Planunterlagen dargestellt, 

noch artenschutz- und naturschutzfachliche Untersuchungen vorzulegen sind, die für eine 

Beurteilung durch die Untere Naturschutzbehörde unerlässlich sind. 

Es wird aber schon zum jetzigen Planungsstand darauf verwiesen, dass der Abstand der 

Zaununterkante zum Boden nicht 10 sondern 30 cm betragen soll. Nach Aussagen von fachlichen 

Beiträgen ist dieser Abstand zu gewährleisten, um kleinen und mittleren Säugern das unterqueren 

des Zaunes zu ermöglichen. Ein niedrigerer Abstand, insbesondere mit entsprechendem Bewuchs 

wirkt sich als Barriere aus. Ebenfalls wird darauf hingewiesen, dass im oder auf dem Zaun unter 

keinen Umständen Stacheldraht eingebaut oder verwendet werden darf um keine unnötige 

Verletzungsgefahr für Mensch und Tier zu erzeugen. 

 

Eine ökologische Baubegleitung wird auf Grund der Erfahrungen bei vorausgehenden Projekten 

ebenfalls für erforderlich gehalten Eine abschließende naturschutzfachliche Stellungnahme erfolgt 

nach Vorlage der Unterlagen und Beteiligung des Naturschutzbeirats. 

 

 

Seitens der Unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde wird wie folgt Stellung genommen: 

Abfallwirtschaft 

Altablagerungen sind auf den betreffenden Grundstücken nicht bekannt. 

 

Vorsorgender Bodenschutz 

Nach dem ALEX-Infoblatt 28: Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB – Leitfaden für die 

Praxis der Bodenschutzbehörden in der Bauleitplanung – ergeben sich aus der 

Bodenschutzklausel des BauGB sowie aus dem Bundesbodenschutzgesetz folgende Ziele des 

Bodenschutzes in der Bauleitplanung: 

1. Die Inanspruchnahme von Boden ist auf das unerlässliche Maß zu beschränken. 

2. Die Inanspruchnahme von Boden ist auf Flächen zu lenken, die vergleichsweise von geringerer 

Bedeutung für die Bodenfunktionen sind. 

3. Beeinträchtigungen von Böden sind soweit wie möglich zu vermeiden. 

 

Aussagen hierüber sind in den Planungsunterlagen zu treffen.  

 

Die Fläche wird derzeit landwirtschaftlich genutzt. Dadurch kommt es zu zusätzlichen 

Versiegelungen von Böden. Durch den fachgerechten Umgang mit dem Bodenaushub (Trennung 

von Ober- und Unterboden, fachgerechter Aus- und Wiedereinbau) sind die Auswirkungen so 

gering wie möglich zu halten. Bodenverdichtungen, Bodenerosionen, Bodenverunreinigungen und 

sonstige schädliche Bodenveränderungen sind durch geeignete Maßnahmen zu verhindern.  

 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Böden sowie 

Vermeidungsstrategien zu Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden darzustellen.  

Es ist der Nachweis zu erbringen, dass ein Ausgleich nach Bodenschutzrecht erbracht werden 

kann. 
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In die Textfestsetzungen ist aufzunehmen: 

1. Vorhandene befestigte Flächen sind grundsätzlich zu nutzen 

2. Sofern die Nutzung bereits befestigter Flächen für Zufahrtswege, Materiallagerplätze und 

Abstellflächen für Baustellenfahrzeuge nicht möglich ist, ist auf diesen Flächen vorab der 

humose Oberboden nach Rodung/Entfernung der Vegetationsschicht abzuschieben und 

getrennt seitlich zu lagern. Eine Lagerung von Materialien und Boden darf nicht auf 

humosen Oberboden erfolgen. 

3. Nach Fertigstellung sind die Lagerflächen nach den Vorgaben der DIN 19731 

zurückzubauen. Der abgeschobene Oberboden ist oben anzudecken und mit geeigneter 

Einsaat zu begrünen. Verdichtungen des Bodens und damit verbundene Erosionen sind bei 

den Bauarbeiten zu vermeiden. 

4. Die unter Punkt 2 und 3 genannten Boddenarbeiten dürfen nur bei geeigneter Witterung 

stattfinden. Die Vorgaben der DIN 19731, Kapitel 7 sind hierbei zu beachten und 

anzuwenden. 

5.  Darüber hinaus sind die im Bodenschutzkonzept für Bau, Betrieb und Rückbau der 

Maibach & Ronig PartGmbB dargestellten Maßnahmen zum Schutz des Bodens zu 

beachten und anzuwenden.  

6.  Im Baugenehmigungsverfahren sind die für die Belange des Bodenschutzes zuständigen 

Behörden zu beteiligen.  

 

Beim Bau von Photovoltaikanlagen auf landwirtschaftlichen Flächen sind die Vollzugshinweise des 

Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität MKUEM (s. Schreiben vom 7. 

November 2023, Bau von Photovoltaikanlagen auf landwirtschaftlichen Flächen) zu beachten und 

anzuwenden. Ebenso sind die in der Arbeitshilfe der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft 

Bodenschutz „Bodenschutz bei Standortauswahl, Bau, Betrieb und Rückbau von 
Freiflächenanlagen für Photovoltaik und Solarthermie (LABO 2023) beschriebenen 

bodenschutzfachlichen und -rechtlichen Anforderungen im Zuge der Planung und Genehmigung zu 

berücksichtigen. 

 

 

Durch die Untere Denkmalschutzbehörde wird auf die Stellungnahme der Landesarchäologie 

vom 04.03.2025 verwiesen und um entsprechende Beachtung gebeten. 

 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Durchführung von 
Baumaßnahmen archäologische Funde zu Tage treten können. Diese unterliegen der Meldepflicht 
der §§ 16 bis 21 DSchG und sind bei der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Archäologie, 
Außenstelle Koblenz, Niederberger Höhe 1 in 56077 Koblenz (E-Mail: landesarchaeologie-
koblenz@gdke.rlp.de Telefon: 0261 6675-3000) zu melden. 
 

Beim Auftreten von archäologischen Befunden und Funden muss deren fachgerechte 

Untersuchung und Dokumentation, die von der Dienststelle für Wissenschaft und Denkmalpflege zu 

erfolgen hat, vor Baubeginn und während der Bauarbeiten ermöglicht werden. Dadurch sind ggf. 

auch zeitliche Verzögerungen einzukalkulieren. Bei Bauausschreibungen und Baugenehmigungen 

sind die angeführten Bedingungen zu berücksichtigen. 

 

 

Auf die Stellungnahme mit Anlage der Kreiswerke Cochem-Zell – Wasserversorgung – vom 

25.02.2025 wird verwiesen, mit der Bitte um Beachtung. Diese wurde der VGV Kaisersesch bereits 

direkt durch die Kreiswerke zugeleitet,  
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